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Antrag 

der Abgeordneten Hartmut Schauerte, Gunnar Uldall, Dagmar Wöhrl, 

Norbert Geis, Susanne Tiemann, Wolfgang Börnsen (Bönstrup), Hansjürgen Doss, 
Albrecht Feibel, Dr. Hans-Peter Friedrich (Hof), Erich G. Fritz, Dr. Jürgen Gehb, 
Kurt-Dieter Grill, Ernst Hinsken, Ulrich Klinkert, Dr. Martina Krogmann, 

Dr. Norbert Lammert, Vera Lengsfeld, Dr. Martin Mayer (Siegertsbrunn), 

Elmar Müller (Kirchheim), Bernd Neumann (Bremen), Friedhelm Ost, 

Dr. Bernd Protzner, Thomas Rachel, Hans-Peter Repnik, Dr. Heinz Riesenhuber, 
Heinrich-Wilhelm Ronsöhr, Karl-Heinz Scherhag, Dietmar Schlee, 

Dorothea Störr-Ritter, Max Straubinger, Andrea Voßhoff, Matthias Wissmann und 
der Fraktion der CDU/CSU 


Innovation und fairer Wettbewerb im Handel nach Abschaffung von 
Rabattgesetz und Zugabeverordnung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Die Wirtschaft befindet sich im Umbruch. Das Zusammenwachsen des 
europäischen Binnenmarktes, die Globalisierung der Weltwirtschaft und die 
neuen Möglichkeiten des elektronischen Geschäftsverkehrs bedeuten 
sowohl für die Unternehmen als auch für die Verbraucher mehr Flexibilität 
und Dynamik. Die Öffnung der Märkte und der Intemet-FIandel haben zu 
veränderten Arbeits-, Lebens- und Konsumgewohnheiten und neuen For- 
men der Konkurrenz geführt. Um neue Flandlungsspielräume zu nutzen, 
faire Wettbewerbsbedingungen sowohl für große als auch für mittelständi- 
sche Unternehmen zu garantieren und effektiven Verbraucherschutz zu 
gewährleisten, müssen das deutsche und das europäische Wettbewerbsrecht 
modernisiert und harmonisiert werden. 

2. Insbesondere durch die im Mai 2000 verabschiedete E-Commerce-Richt- 
linie der EU (2000/31/EG) und das dort verankerte Herkunftslandprinzip 
droht deutschen Unternehmen durch die nicht mehr zeitgemäßen und in der 
Praxis schon heute zunehmend unterlaufenen Vorschriften des Rabattgeset- 
zes und der Zugabeverordnung eine Inländerdiskriminierung. Der ausländi- 
schen Konkurrenz stehen innovative Marketinginstrumente zur Verfügung, 
die deutschen Händlern versagt bleiben. 

3. Der Einzelhandel in Deutschland kann von den neuen Handlungsspielräu- 
men nach Abschaffung von Rabattgesetz und Zugabeverordnung profitieren, 
wenn die allgemeinen wettbewerbsrechtlichen Vorschriften effektiv sind. 
Durch seine Flexibilität und Serviceorientierung kann er die neuen Marke- 
tingspielräume besonders gut nutzen und seine Stellung im Wettbewerb stär- 
ken. 
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4. Verbraucher-, Mittelstands- und Wettbewerbsschutz müssen durch die 
Vorschriften des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG) und 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) gesichert werden. 
Eine hinreichend präzise Rechtsgrundlage ist Voraussetzung dafür, neuartige 
Erscheinungen des Wirtschaftslebens rasch und sachgerecht zu erfassen und 
eine konsequente Anwendung durch Rechtsprechung und Kartellbehörden 
zu gewährleisten. Durch eine europataugliche Modernisierung von UWG 
und GWB sollte daher sichergestellt werden, dass das hohe Schutzniveau 
der geltenden Rechtslage auch in einer modernen, durch Marktöffnung und 
elektronischen Geschäftsverkehr gekennzeichnete Wirtschaft gewahrt bleibt 
und es zu keinen unerwünschten Folgen aus der Aufhebung von Rabatt- 
gesetz und Zugabeverordnung kommt. 

Auch künftig müssen irreftihrende Preisgestaltungen verhindert und ver- 
handlungsschwächere Kunden vor Übervorteilung geschützt werden. Es 
kann nicht im Sinn einer modernen Verbraucherschutzpolitik sein, wenn un- 
erfahrene oder verhandlungsschwächere Kunden durch eine irreführende 
Werbung mit Zugaben und Rabatten zu nachteiligen Vertragsabschlüssen 
verleitet werden. Nicht wünschenswert ist eine Entwicklung, die aus- 
gezeichneten Preise anzuheben, um damit Spielraum für Rabattgewährun- 
gen an eine verhandlungsstarke Klientel zu gewinnen. 

Die Aufhebung von Rabattgesetz und Zugabeverordnung ermöglicht Groß- 
unternehmen mit breitem Sortiment den Aufbau umfangreicher Kundenbin- 
dungssysteme, in deren Rahmen sie den Kunden Rabatte in Abhängigkeit 
von einem innerhalb eines bestimmten Zeitraums getätigten Gesamtumsatz 
gewähren (Gesamtumsatzrabatte). Leistungsfähige kleine und mittlere Wett- 
bewerber des Facheinzelhandels oder des Flandwerks laufen Gefahr, trotz 
preislich oder qualitativ besserer Angebote vom Verbraucher nicht mehr 
wahrgenommen zu werden, da dieser in erster Linie darauf bedacht sein wird, 
seinen Bonusstand in die Flöhe zu treiben. Kundenbindungssysteme sollten 
aber keine Verdrängungswirkung zu Lasten des Mittelstandes entfalten. Dies 
wäre einem funktionierenden Wettbewerb im Einzelhandel nicht dienlich. 

5. Die Aufhebung von Rabattgesetz und Zugabeverordnung und die Moderni- 
sierung von UWG und GWB machen die dringend notwendige und seit lan- 
gem überfällige europäische Harmonisierung des Wettbewerbs- und Lauter- 
keitsrechts unverzichtbar. Mit der bloßen Aufhebung der nationalen 
Beschränkungen ohne eine gleichzeitige, entschlossene Initiative zur Schaf- 
fung EU-weiter Mindeststandards für den Wettbewerb im Handel leistet die 
Bundesregierung einer wettbewerblichen Abwärtsspirale („Race to the 
bottom“) Vorschub, die Mittelstand und Verbraucher gefährdet. Die Ein- 
setzung einer Arbeitsgruppe auf nationaler Ebene ist dabei nicht ausrei- 
chend, da sie in Brüssel kaum wahrgenommen wird. 

Die Vollendung des Binnenmarktes sowie die rasante Zunahme des grenz- 
überschreitenden Marketings und des elektronischen Geschäftsverkehrs in 
der EU erfordern ein harmonisiertes europäisches Wettbewerbs- und Kar- 
tellrecht auf einem hohem Schutzniveau, das sich an deutschem UWG und 
GWB orientiert. 

6. Es zeichnet sich bereits ab, dass die Bundesregierung bei der Abschaffung 
von Rabattgesetz und Zugabeverordnung und der Harmonisierung des euro- 
päischen Lauterkeitsrechts wie schon bei anderen Gesetzgebungsvorhaben 
nach dem „Nachbesserungsprinzip“ verfahren wird: Zunächst werden die 
Folgen der Aufhebung abgewartet; wenn nachteilige Entwicklungen ein- 
getreten sind, wird eventuell korrigierend eingegriffen. Eine solche Ver- 
fahrensweise, die viele mittelständische Existenzen gefährden kann, ist 
inakzeptabel. 
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Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1 . sich gegenüber der Europäischen Kommission und den europäischen Part- 
nerländern aktiv, nachdrücklich und mit hoher Priorität für eine Harmonisie- 
rung des europäischen Wettbewerbs- und Lauterkeitsrechts auf hohem 
Schutzniveau einzusetzen, 

2. durch eine europataugliche Reform des UWG und des GWB sicherzustellen, 
dass die mittelstands- und verbraucherschützenden Funktionen dieser Ge- 
setze und der Rechtsprechung gewahrt bleiben. Dabei ist insbesondere eine 
mögliche Verdrängungswirkung von Kundenbindungssystemen zu Lasten 
des mittelständischen Facheinzelhandels und des Handwerks zu berücksich- 
tigen. Entsprechende Regelungsvorschläge sind dem Deutschen Bundestag 
möglichst bald vorzulegen, 

3. zu prüfen, ob dem mittelständischen Einzelhandel eine Übergangsffist von 
einem Jahr zuzugestehen ist, um eigene moderne Marketing-, Vertriebs- und 
Kundenbindungssysteme zu entwickeln und entsprechende Marketing- 
kooperationen aufzubauen. 


Berlin, den 3. April 2001 

Hartmut Schauerte 

Gunnar Uldall 

Dagmar Wöhrl 

Norbert Geis 

Susanne Tiemann 

Wolfgang Börnsen (Bönstrup) 

Hansjürgen Doss 

Alb recht Feibel 

Dr. Hans-Peter Friedrich (Hol) 

Erich G. Fritz 
Dr. Jürgen Gehb 
Kurt-Dieter Grill 
Ernst Hinsken 
Ulrich Klinkert 
Dr. Martina Krogmann 
Dr. Norbert Lammert 
Vera Lengsfeld 

Dr. Martin Mayer (Siegertsbrunn) 

Elmar Müller (Kirchheim) 

Bernd Neumann (Bremen) 

Friedhelm Ost 
Dr. Bernd Protzner 
Thomas Rachel 
Hans-Peter Repnik 
Dr. Heinz Riesenhuber 
Heinrich-Wilhelm Ronsöhr 
Karl-Heinz Scherhag 
Dietmar Schlee 
Dorothea Störr-Ritter 
Max Straubinger 
Andrea Voßhoff 
Matthias Wissmann 

Friedrich Merz, Michael Glos und Fraktion 
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